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12.12.2017 Ratsversammlung

Die Begründung erfolgt mündlich

Beschluss(empfehlung)  

Die Ratsversammlung möge beschließen:

An den 
Ministerpräsidenten des Landes Schleswig-Holstein, Herrn Daniel Günther,  MdL,

An den 
Minister für Inneres, ländliche Räume und Integration, Herrn Hans-Joachim Grote,

An die
Ministerin für Finanzen, Frau Monika Heinold, 

An den 
Vorsitzenden der CDU-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag, Herrn Tobias Koch, 
MdL,

An den 
Vorsitzenden der FDP-Fraktion im Schleswig-Holsteinischen Landtag, Herrn Wolfgang Ku-
bicki, MdL, MdB,

An die  
Vorsitzende der Fraktion von Bündnis 90 / die Grünen im Schleswig-Holsteinischen Landtag, 
Frau Eka von Kalben, MdL,
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Resolution

der Ratsversammlung der Stadt Tornesch zum Gesetzentwurf der Fraktionen von 
CDU, FDP und Bündnis 90/Die Grünen im Schleswig-Holsteinischen Landtag  zur Ab-
schaffung der Pflicht zur Erhebung von Straßenausbaubeiträgen 

In Erfüllung einer Vereinbarung aus dem Koalitionsvertrag haben die regierungstragenden 
Fraktionen von CDU, FDP und Bündnis 90/Die Grünen einen Gesetzentwurf in den Schles-
wig-Holsteinischen Landtag eingebracht, der statt der bisherigen Pflicht zur Beitragserhe-
bung es den Kommunen künftig freistellen soll, Straßenausbaubeiträge zu erheben.

Die Erhebung dieser Anliegerbeiträge ist für viele Städte und Gemeinden in unserem Land 
zur Finanzierung dieser Maßnahmen unerlässlich, auch die Stadt Tornesch kann aufgrund 
ihrer Haushaltslage hierauf nicht verzichten. 
Die Ratsversammlung der Stadt Tornesch ist sich dabei bewusst, dass die Erhebung dieser 
Beiträge für die betroffenen Bürgerinnen und Bürger eine erhebliche Belastung darstellt, je-
doch können die für den Straßenausbau erforderlichen Investitionen aus Steuererträgen un-
serer Stadt und den Zuweisungen des Kommunalen Finanzausgleiches allein nicht aufge-
bracht werden.  
.       
Vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion erwarten die Bürgerinnen und Bürger unserer 
Stadt nun zu Recht von ihren gewählten Vertreterinnen und Vertretern  Antworten auf die 
Frage, ob auch unsere Kommune von dieser Möglichkeit Gebrauch machen und künftig auf 
die Erhebung von Anliegerbeiträgen verzichten wird. 
   
Aus den dargestellten Gründen und aus unserer Verantwortung für die Zukunft und Eigen-
ständigkeit unserer Stadt können wir von der durch diesen Gesetzentwurf eingeräumten 
Wahlmöglichkeit nur dann Gebrauch machen, wenn es für die Abschaffung von Anliegerbei-
trägen einen finanziellen Ausgleich aus Mitteln des Landes gibt, der diese vollständig kom-
pensiert.  Ohne einen finanziellen Ausgleich der Einnahmeausfälle haben wir keine Wahlfrei-
heit. Dies wird zu verständlichem Unmut in der Bevölkerung führen und könnte populistische 
Kräfte im Hinblick auf die bevorstehende Kommunalwahl auch dazu verleiten, leichtfertige 
Versprechungen zu machen, für die anschließend teuer bezahlt werden muss. 
 
Die Ratsversammlung der Stadt Tornesch teilt daher ausdrücklich die Forderung des Schles-
wig-Holsteinischen Gemeindetages und des Städteverbandes Schleswig-Holstein nach ei-
nem finanziellen Ausgleich bei einem Verzicht auf die Erhebung von Straßenausbauchbeiträ-
gen durch das Land. 

Die Ratsversammlung der Stadt Tornesch fordert die regierungstragenden Fraktionen im 
Schleswig-Holsteinischen Landtag sowie die Landesregierung auf, im Rahmen des aktuellen 
Gesetzgebungsverfahrens eine entsprechende Kompensationsregelung zu schaffen, diese 
mit ausreichenden Haushaltmitteln im Landeshaushalt zu unterlegen und zeitgleich mit der 
Wahlmöglichkeit zur Erhebung von Ausbaubeiträgen in Kraft treten zu lassen. 

In Namen der SPD-Fraktion:,
Manfred Fäcke

Anlage/n: 
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